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Erfahrungen aus der Praxis
Rechtliche Bewertung 
zurückgegebener gestohlener Waren 
des Einzelhandelsbetriebes und 
Garantie beim Gebrauchtwarenhandel

In seinem Beitrag „Ohne Garantieschein keine Garantie?“ 
(NJ 1988, Heft 5, S. 192 f.) beschäftigt sich G. U e b e 1 e r mit 
dem Umfang der Wertminderung, die einem Schadener­
satzanspruch zugrunde zu' legen ist, wenn der geschädigte 
Einzelhandelsbetrieb die ihm gestohlene Ware zurückerhalten 
hat. Er tut das insbesondere unter dem Gesichtspunkt, 
welchen Einfluß eine noch bestehende Garantie auf die Wert­
ermittlung hat, und stellt in diesem Zusammenhang Bezie­
hungen zum An- und Verkauf durch den Gebrauchtwaren­
handel her, die so weder vom Ausgangspunkt der rechtlichen 
Überlegungen noch im Hinblick auf eine Praxisorientierung 
bestehen.

Bei gestohlenen Waren, die dem Einzelhandelsbetrieb zu­
rückgegeben werden, handelt es sich nicht um solche 
gebrauchten Sachen, auf die die Begriffsbestimmung des § 2 
der АО über die Allgemeinen Bedingungen beim An- und 
Verkauf gebrauchter Konsumgüter vom 20. Oktober 1986 
(GBl. I Nr. 34 S. 433)1 (im folgenden AB Gebrauchtwaren) 
zutrifft. Diese Regelung verlangt u. a., daß die gebrauchte 
Sache durch den Gebrauchtwarenhandel vom Eigentümer an­
gekauft oder zum Verkauf im Auftrag übernommen wird. An 
durch Diebstahl erlangten Sachen kann vom Dieb kein Eigen­
tum begründet werden. Sie werden daher dem geschädigten 
Einzelhandelsbetrieb nicht zum Verkauf übergeben, sondern 
er erhält sie als Eigentümer (Fondsinhaber) zurück. Deshalb 
trifft auch die in § 2 Abs. 2 der AB Gebrauchtwaren zum 
Begriff der Gebrauchtware i. S. dieser AB enthaltene Aus­
sage, daß es sich um eine Gebrauchtware unabhängig davon 
handelt, ob sie benutzt wurde, auf eine wiedererlangte gestoh­
lene Sache nicht zu. Damit ist eine Anwendung der AB 
Gebrauchtwaren in diesen Fällen ausgeschlossen, und folglich 
sind auch die hierin zur Preisbildung genannten Gesichts­
punkte für diö Wertermittlung einer dem Einzelhandels­
betrieb zurückgegebenen gestohlenen Ware nicht verbindlich.

Bei den dem Einzelhandelsbetrieb zurückgegebenen ge­
stohlenen Waren kann es sich sowohl um neuwertige Waren, 
soweit sie nicht benutzt wurden, als auch um gebrauchte 
Waren (§ 159 Abs. 2 ZGB), wenn sie benutzt wurden, handeln.1 2

Verkaufspreis der dem Einzelhandelsbetrieb 
zurückgegebenen gestohlenen Ware

Eine dem Einzelhandelsbetrieb zurückgegebene gestohlene, 
nicht benutzte Ware, deren Gebrauchswert in keiner Weise 
beeinträchtigt ist, ist eine neuwertige Ware und kann grund­
sätzlich entsprechend dem dafür geltenden Preis verkauft 
werden.

Ist die zurüdegegebene gestohlene Ware nicht benutzt 
worden, weist sie aber Beeinträchtigungen des Gebrauchs­
werts (Mängel) auf, die ihre Gebrauchsfähigkeit nicht aus­
schließen, so handelt es sich um eine neuwertige, aber wert­
geminderte Ware mit der sich aus § 159 Abs. 1 ZGB ergeben­
den Konsequenz hinsichtlich Preis und Garantie. Der Ver­
kaufspreis muß entsprechend der durch den Mangel bedingten 
Gebrauchswertminderung herabgesetzt werden.

Wurde die zurückgegebene gestohlene Ware benutzt, ist 
sie eine gebrauchte Ware i. S. des § 159 Abs. 2 ZGB. Ihr Ver­
kaufspreis muß durch Bestimmung des Zeitwerts ermittelt 
werden. Dieser ergibt sich aus dem Neuwert abzüglich der 
eingetretenen Wertminderung. Wenn hierfür die für die 
Preisbildung im Gebrauchtwarenhandel maßgeblichen Ge­
sichtspunkte als unverbindliche Orientierungshilfe herange­
zogen werden, wird dagegen nichts einzuwenden sein.

Hinsichtlich der Preisbildung für eine dem Einzelhandels­
betrieb zurückgegebene gestohlene Ware spielen Überlegun­
gen zur Garantie weitgehend keine Rolle, soweit es sich um 
neuwertige oder um neuwertige, aber wertgeminderte Waren 
handelt. Für diese Waren beginnen beim Verkauf durch den 
Einzelhandel die gesetzliche Garantiezeit und die Zusatz­
garantie, sofern der Garantieschein vorhanden ist. Soweit 
es neuwertige, aber wertgeminderte Waren betrifft, gilt dies 
mit der Maßgabe, daß hinsichtlich der Mängel für die der

Preis herabgesetzt wurde, ein Garantieanspruch nicht besteht. 
Ist der Garantieschein für die Zusatzgarantie abhanden ge­
kommen, muß dies in angemessener Weise bei der Preisbil­
dung berücksichtigt werden.

Für die durch Nutzung gebrauchte Ware beginnt mit deren 
Verkauf durch den Einzelhandelsbetrieb die Garantiezeit von 
drei Monaten gemäß § 159 Abs. 2 ZGB. Da der Verkauf durch 
einen Betrieb erfolgt, wird grundsätzlich nur die Gebraucht­
warengarantie gewährt. Es ergeben sich deshalb unter 
Garantiegesichtspunkten im allgemeinen keine Auswirkungen 
auf die Preisbildung. Wird eine durch Nutzung gebrauchte 
Ware dennoch mit einer Restzusatzgarantie verkauft, muß 
sich das in der Preisbildung niederschlagen.

Bei allen Überlegungen, die sich auf eine zurückgegebene 
gestohlene Sache beziehen, darf nicht übersehen werden, daß 
hier nicht die Wertermittlung, sondern die Schadensminde­
rungspflicht des geschädigten Einzelhandelsbetriebes im 
Vordergrund steht. Die Feststellung des Umfangs der Wert­
minderung einer zurückgegebenen gestohlenen Sache als 
Grundlage für den Schadenersatzanspruch des Einzelhandels­
betriebes ist ein eigenständiger Vorgang. Er hat mit einem 
Verkauf der zurückgegebenen gestohlenen Sache durch den 
Gebrauchtwarenhandel an sich nichts zu tun. Läßt der Ein­
zelhandelsbetrieb die zurückgegebene gestohlene Sache durch 
den Gebrauchtwarenhandel verkaufen, dann besteht ein 
Bezug zu diesem und damit zur AB Gebrauchtwaren nur in 
der Hinsicht, daß er sich dann den im Gebrauchtwarenhandel 
auf der Grundlage der AB Gebrauchtwaren erzielten Ver­
kaufserlös auf seine Schadenersatzforderung anrechnen lassen 
muß. Dabei ist zu beachten, daß der Gebrauchtwarenhandel 
entsprechend § 2 Abs. 3 der AB Gebrauchtwaren von Einzel­
handelsbetrieben nur gebrauchte (durch Nutzung gebrauchte) 
oder nicht gebrauchte, aber wertgeminderte Waren zu herab­
gesetzten Preisen übernehmen und verkaufen darf.

Garantiegewährung beim Verkauf 
durch den Gebrauchtwarenhandel

Die Ausführungen von Uebeler über die Preisbildung und 
die Garantiegewährung im Gebrauchtwarenhandel sowie zu 
den damit im Zusammenhang stehenden Anforderungen an 
dessen Arbeit haben, wie sich aus Vorstehendem ergibt, mit 
der Wertermittlung für eine dem Einzelhandelsbetrieb zu­
rückgegebene gestohlene Ware nichts zu tun. Soweit Uebeler 
aber einige allgemeine Gesichtspunkte der Garantie beim 
Kauf im Gebrauchtwarenhandel berührt, können seine Dar­
legungen nicht unwidersprochen bleiben.

Für die durch den Gebrauchtwarenhandel angekauften 
bzw. von ihm zum Verkauf im Auftrag übernommenen Waren 
wird beim Verkauf durch den Gebrauchtwarenhandel grund­
sätzlich nur die Gebrauchtwarengarantie gemäß § 13 der AB 
Gebrauchtwaren (drei Monate Garantiezeit) gewährt.3 Diese 
Festlegung entspricht inhaltlich im wesentlichen der Regelung 
des § 159 Abs. 2 ZGB, allerdings mit der besonderen Orientie­
rung darauf, daß die Garantie nur in Ausnahmefällen vertrag­
lich beschränkt oder ausgeschlossen werden kann und dies der 
Schriftform bedarf. Gründe für einen Ausschluß oder eine 
Beschränkung der Garantie können z. B. dann vorliegen, 
wenn die Ware bereits so lange in Gebrauch war, daß ent­
sprechend den staatlichen Festlegungen eine Ersatzteilversor­
gungspflicht nicht mehr besteht oder die Ware nur noch als 
Bastlerbedarf zu verwenden ist. Dies macht bereits die engen 
Grenzen der Beschränkung bzw. des Ausschlusses der 
Garantie deutlich und zeigt, daß beim Kauf im Gebraucht­
warenhandel die Gebraüchtwarengarantie grundsätzlich un­
eingeschränkt zu gewähren ist.

Davon ausgehend sowie unter dem Gesichtspunkt, daß der 
Verkauf von Gebrauchtwaren durch Betriebe erfolgt und es 
auch im Interesse des Käufers eine einheitliche und damit 
überschaubare Verfahrensweise geben muß, stehen dem 
Käufer, der eine Ware im Gebrauchtwarenhandel erworben

1 Hinsichtlich der in diesem Beitrag behandelten Problematik hat 
diese АО an der bis zum 31. Dezember 1986 geltenden АО (Nr. 1) 
über die Allgemeinen Bedingungen beim An- und Verkauf ge­
brauchter Konsumgüter vom 10. November 1978 (GBl. I Nr. 41 
S. 449) i. d. F. der АО Nr. 4 vom 5. Dezember 1984 (GBl. I 1985 
Nr. 1 S. 2) im wesentlichen nichts geändert.

2 Vgl. Fragen und Antworten in NJ 1984, Heft 5, S. 201.
3 Vgl. Abschn. ѴШ Ziff. 3 der Richtlinie über die Allgemeinen 

Bedingungen beim An- und Verkauf gebrauchter Konsumgüter 
vom 20. Oktober 1986 (Verfügungen und Mitteilungen des Mini­
steriums für Handel und Versorgung 1986, Nr. 21).


